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Wohlstand für alle ?
Die entwicklung einkommensschwacher Haushalte 
seit 2005

Im Vergleich zu den frühen 1990er Jahren ist die Einkommensungleichheit zwischen 
Haushalten in Deutschland heute auf einem deutlich höheren Niveau und hat 
zu lebhaften Diskussionen über die Notwendigkeit ihrer Bekämpfung geführt. 
In dieser Debatte werden mittlerweile auch Stimmen laut, die betonen, dass die 
Einkommensungleichheit seit 2005 stabil geblieben ist. Dabei herrscht sowohl im 
politischen als auch im wissenschaftlichen Diskurs Uneinigkeit darüber, wie diese 
Stabilität – auch vor dem Hintergrund der positiven Beschäftigungsentwicklung – 
zu bewerten sei und zu welchen Politiken sie Anlass geben sollte. Dieser Beitrag geht 
der Frage nach, worauf die Stabilität der Ungleichheit beruht und ob alle oder aber 
nur Teile der Gesellschaft von einem steigenden Wohlstand profitieren konnten.

BARBARA BINDER, ANDREAS HAUPT

1 Die Diskussion um die Stabilität 
der Einkommensverteilung seit 2005

Nachdem Deutschland zwischen Ende der 1990er und 
Anfang der 2000er Jahre als der kranke Mann Europas 
gegolten hatte, hat sich das Blatt spätestens mit der letz-
ten Wirtschaftskrise gewendet : Die Beschäftigungszahlen 
sind auf Rekordwerten, die Arbeitslosigkeit sinkt, und die 
Ungleichheit der Einkommen wächst seit 2005 nicht wei-
ter an (Dustmann et al. 2014). In diese Euphorie mischen 
sich auch kritische Stimmen : Sollte ein ökonomischer 
Aufschwung nicht zu mehr Wohlstand für alle führen, 
anstatt eine vergleichsweise hohe Einkommensungleich-
heit zu verfestigen (Fratzscher 2016) ? Ist das deutsche Job-
wunder im Kern doch eher ein Jobdilemma (Sell 2018) ? 
Im gleichen Zeitraum vergrößerte sich nämlich auch der 
Anteil von Beschäftigten im Niedriglohnsektor von 21,2 % 
auf 22,6 % (Kalina /  Weinkopf 2017), und die Anzahl der 
Minijobs stieg von 6,7 auf 7,8 Millionen (Bundesagentur 
für Arbeit 2016). Zudem hat die Lohnungleichheit (im 
Unterschied zur Ungleichheit der Haushaltsnettoeinkom-
men) auch nach 2005 weiter zugenommen, auch wenn ihr 
Anstieg nicht mehr so steil war wie in den Jahren zuvor 
(Stein 2017). Diese Trends lassen bereits vermuten, dass 
es unterhalb der insgesamt stabilen Ungleichheit für be-
stimmte Gruppen der Gesellschaft zu einer Verschärfung 
gekommen ist.

Dass die Einkommensungleichheit insgesamt seit 2005 
nicht weiter angestiegen ist, gilt als gesichert (Biewen et al. 

2017). Ungeklärt ist jedoch, warum dies der Fall ist. Den-
noch wird das Ausbleiben eines weiteren Anstiegs mit 
Reformen der Agenda 2010 und der Flexibilisierung des 
Arbeitsmarkts in Verbindung gebracht (Bundesregierung 
2016 ; Fuest 2017 ; Niehues 2017). Wir halten diese Eng-
führung hinsichtlich der Entwicklungen am Arbeitsmarkt 
aus zwei Gründen für problematisch : Erstens gibt es bis-
lang keine belastbaren Belege dafür, dass die politischen 
Reformen um 2005 zu einem Ende des Ungleichheitsan-
stiegs geführt hätten. Zweitens spielen bei Betrachtung 
der Einkommensungleichheit auch diejenigen Gruppen 
in der Bevölkerung eine Rolle, die von Entwicklungen 
am Arbeitsmarkt losgelöst sind. Dies betrifft insbeson-
dere Rentner und Rentnerinnen, aber auch einen nicht 
unerheblichen Anteil von Haushalten, die von Arbeitslo-
sigkeit oder nur marginaler Einbindung in den Arbeits-
markt betroffen sind. Entwicklungen der Beschäftigung 
und der Löhne wirken sich auf diese Haushalte bestenfalls 
indirekt, häufig aber gar nicht aus. Die bisherige Diskus-
sion um die Stabilität der Ungleichheit hat bisher wenig 
Bezug auf diese Gruppen genommen, die sehr starke und 
ggf. gegenläufige Einflüsse auf Ungleichheit gehabt haben 
könnten. Außerdem wird die Verteilung der Einkommen 
von weiteren Faktoren mitbestimmt, etwa von der Umver-
teilung durch das Steuer- und Abgabensystem, öffentli-
chen Transfers oder demografischen Veränderungen.

Vor dem Hintergrund des Wachstums von marginaler 
und Niedriglohn-Beschäftigung ist es durchaus möglich, 
dass mehr Haushalte mit geringen Löhnen auskommen 
müssen und dadurch die Einkommensungleichheit ver-
größern. Dieser Einfluss könnte jedoch durch bestimmte 
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Gruppen, die vom Aufschwung profitieren konnten  – 
durch Rentenerhöhungen oder höhere Transferzahlun-
gen  –, kompensiert worden sein. Sowohl in der wissen-
schaftlichen als auch in der öffentlichen Diskussion sind 
solche möglichen Verflechtungen sehr wenig präsent. Das 
ist problematisch, weil die Debatte um Veränderungen der 
Einkommensverteilung dadurch auf Veränderungen von 
Arbeitseinkommen verengt wird. Jeder dritte deutsche 
Haushalt ist jedoch ein Rentnerhaushalt, und die Ausga-
ben für öffentliche Transfers sind so hoch wie nie.

Könnten also hinter dem Befund einer stabilen Ein-
kommensungleichheit verborgene Dynamiken liegen, die 
gegenläufig wirken und nicht sichtbar werden, wenn man 
nur die gesamte Ungleichheit betrachtet ? Diese gilt es auf-
zudecken, da sie womöglich systematisch unterschiedliche 
Politiken erfordern, um die nach wie vor hohe Ungleich-
heit zu senken. Wir werden daher in diesem Beitrag die 
Grundlagen der Stabilität der Einkommensverteilung seit 
2005 mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) 
studieren. Wir konzentrieren uns dabei auf die untere 
Hälfte der Einkommensverteilung, da, wie oben ange-
sprochen, die politischen Reformen seit 2005 vor allem 
Arbeitslose und Niedriglohnbezieher, also einkommens-
schwache Haushalte fokussiert haben, und greifen einige 
zentrale Debatteninhalte der letzten Jahre auf. Nach einer 
kurzen Erläuterung unserer Datenbasis (Abschnitt 2) be-
trachten wir die Entwicklung zwischen 2005 und 2014 
unter der Fragestellung, ob bei gleichbleibend hoher Un-
gleichheit der Wohlstand für die unteren 50 % aller deut-
schen Haushalte gestiegen ist (3). Eine stabile Ungleichheit 
bei steigendem Wohlstand für alle bedeutet, dass das stei-
gende Wirtschaftswachstum auch in der unteren Hälfte 
ankommt. Bleibt die Ungleichheit stabil, aber die Einkom-
men der unteren Hälfte wachsen nicht, ist zu fragen, wel-
che Haushalte vom Wirtschaftswachstum profitiert haben. 
Im Anschluss beschäftigt uns die Frage, ob verschiedene 
Gruppen der Gesellschaft ähnliche oder auseinanderlau-
fende Entwicklungen ihrer Einkommen erfahren haben 
(4), sowie die Frage, ob es um das Jahr 2005 herum tat-
sächlich zu besonderen Veränderungen kam, die ggf. auf 
die damals umgesetzten Reformen zurückzuführen sind 
(5). Danach betrachten wir die Rolle des Abgabensystems 
(6), bevor wir mithilfe multivariater Analysen sich mög-
licherweise überlagernde Veränderungen untersuchen (7). 
Ein Fazit beschließt die Untersuchung.

2 Datenbasis

Unsere Untersuchungseinheiten sind Haushalte, deren 
Einkommen für die Referenzjahre 2005 und 2014 berück-
sichtigt werden. Den Analysen liegen SOEP-Daten der 
Erhebungsjahre 2006 (mit 10 653 Haushalten) und 2015 

(mit 12 901 Haushalten) zugrunde, da im SOEP jeweils 
die Einkommen des vorhergehenden Kalenderjahrs er-
hoben werden. Betrachtet werden die gesamten Nettoein-
kommen eines Haushalts, d. h. die Summe der Einkom-
men aller Haushaltsmitglieder aus allen Quellen – seien 
es Arbeitseinkommen, Kapitaleinkommen, Einkommen 
aus Renten oder öffentliche Transfers – abzüglich der zu 
zahlenden Abgaben.  1 Um Vergleichbarkeit über die Zeit 
und über verschiedene Haushaltskonstellationen zu er-
möglichen, wurden die Angaben zu Einkommen und zur 
Steuerlast mit dem Verbraucherpreisindex inflationiert 
und mithilfe der modifizierten OECD-Skala in Äquiva-
lenzeinkommen umgewandelt.

Um tieferliegende Prozesse hinter der Entwicklung der 
Einkommensverteilung zu untersuchen, unterscheiden wir 
verschiedene Haushaltstypen und berücksichtigen dabei 
insbesondere ihren Erwerbsstatus, ihre Abgabenlast und 
den Bezug von Transfers. Der Erwerbsstatus von Haus-
halten wird mithilfe des Arbeitsumfangs des Haushalts-
vorstands und ggf. seines Partners bzw. seiner Partnerin 
über das gesamte letzte Kalenderjahr abgebildet. Je nach 
Kombination ihrer ganzjährigen Arbeitsmarktintegration 
unterscheiden wir folgende Kategorien : Nichterwerbstä-
tige Haushalte, Doppelverdiener-Haushalte (beide Part-
ner in Vollzeitbeschäftigung), Alleinverdiener-Haushalte 
(das Single-Breadwinner-Modell mit einem Partner /  einer 
Partnerin in Vollzeitbeschäftigung, während der oder die 
andere nicht oder nur marginal erwerbstätig ist), Zuver-
diener-Haushalte (ein Partner in Vollzeit-, der oder die 
andere in Teilzeitbeschäftigung) und marginal erwerbs-
tätige Haushalte, in denen der Haushaltsvorstand und ggf. 
der Partner /  die Partnerin summarisch über das gesamte 
Kalenderjahr weniger als 20 % ihrer potenziellen Arbeits-
zeit beschäftigt sind. Singles  2 werden entweder als in Voll-
zeit, Teilzeit oder als marginal erwerbstätiger Haushalt 
eingeordnet. Außerdem grenzen wir von diesen Gruppen 
Rentnerhaushalte ab, also jene Haushalte, in denen Ren-
teneinkommen die Haupteinkommensquelle darstellen. 
Für weitergehende Analysen zur Rolle politischer Ver-
änderungen für die unterschiedlichen Entwicklungen der 
Haushaltstypen unterscheiden wir die Haushalte ferner 
nach dem Umfang ihrer Abgabenlast, gemessen in Rela-
tion zu ihrem gesamten Bruttoeinkommen.

1 für selbstständige wurde die sozialabgabenlast durch 
Imputieren von Abgaben zur Renten-, Kranken- und Pflege-
versicherung unter Berücksichtigung der Beitragssätze und 
Beitragsbemessungsgrenzen der entsprechenden Jahre 
ergänzt. für Rentner, die nicht arbeiten, werden die sozial-
versicherungsbeiträge auf null gesetzt, auch wenn diese 
Krankenkassenbeiträge zahlen.

2 Hiermit sind alle Haushalte gemeint, in denen nur eine 
erwachsene Person (über 18 Jahren) lebt. eingeschlossen 
sind dabei auch singles, die gemeinsam mit Kindern in 
einem Haushalt leben.
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3 Wo ist der Aufschwung geblieben ? 
Einkommensentwicklungen  
in der unteren Hälfte seit 2005

In der Abbildung 1 sind die Veränderungen der Netto-
äquivalenzeinkommen für die Haushalte in der unteren 
Hälfte der Verteilung im Zeitraum 2005–2014 nach Per-
zentilen dargestellt. Wie man sieht, oszillieren die Per-
zentilwerte um die Nulllinie ; unter Berücksichtigung der 
statistisch bedingten Schätzungenauigkeiten muss man 
feststellen, dass sich die Höhe der Realeinkommen in kei-
nem Bereich signifikant verändert hat. Die in der Debatte 
oft mitschwingende Annahme, der Aufschwung habe zu 
steigendem Wohlstand für alle geführt (BMAS 2017), lässt 
sich nicht bestätigen. In der unteren Hälfte der Einkom-
mensverteilung stagnieren die Realeinkommen ; hier ist 
der ökonomische Aufschwung ganz klar am Großteil der 
Haushalte vorbeigegangen.

Dieses Gesamtbild der Stagnation der Einkommen 
insgesamt sagt allerdings noch nichts über mögliche tie-
ferliegende Veränderungen aus, die sich überlagern und 
im Aggregat aufheben. Das wäre beispielsweise der Fall, 
wenn Einkommensverluste von arbeitslosen Haushalten 
um das 10. Perzentil durch Gewinne von Rentnerhaushal-
ten im selben Einkommensbereich ausgeglichen werden. 
Der Frage, ob es hinter der Stagnation der Einkommen 
womöglich „Gewinner“ gibt, die vom Aufschwung profi-
tieren konnten, während die „Verlierer“ Realeinkommens-
verluste hinnehmen mussten, wollen wir im Folgenden 
nachgehen.

4 Gewinner und Verlierer der 
Einkommensentwicklung seit 2005

Vor dem Hintergrund der angestiegenen Beschäftigten-
zahlen und der sinkenden Arbeitslosigkeit wirft die Stag-
nation der Einkommen die Frage auf, ob manche Gruppen 
mehr profitieren konnten als andere. Die Tabelle 1 weist 
in den beiden linken Spalten aus, wie sich die mittleren 
und die niedrigen (10. Perzentil) Einkommen innerhalb 
der verschiedenen Haushaltstypen verändert haben. Geht 
man von der verbreiteten Annahme aus, es habe einen 
allgemeinen Wohlstandszuwachs gegeben, dann sollten 
sich bei den verschiedenen Haushaltstypen ähnliche Ent-
wicklungen zeigen. Doch die Tabelle zeigt klar, dass dies 
nicht der Fall war. In den Spalten auf der rechten Seite der 
Tabelle sind die Veränderungen der Anteile der einzelnen 
Haushaltstypen an allen Haushalten dargestellt, die sich 
zwischen 2005 und 2014 ergeben haben.

Insgesamt können wir anhand der Daten in Tabelle 1 
Gewinnergruppen ausmachen. Rentnerhaushalte spie-
len hierbei eine herausragende Rolle, da sie in Bezug auf 
die Erwerbsstruktur aller Haushalte die größte Gruppe 
darstellen, die außerdem im Beobachtungszeitraum mit 
2,9 Prozentpunkten am stärksten wuchs. Dieses Wachs-
tum fand mit 2,6 und 2,8 Prozentpunkten fast ebenso stark 
auch in den unteren 10 und 50 Prozent der Einkommens-
verteilung statt. Ihre Einkommen steigen insgesamt – am 
Median um circa 1,8 %, aber auch am 10. Perzentil beob-
achten wir einen Anstieg von 0,9 %. Das sind moderate 
Einkommenssteigerungen, die jedoch in der öffentlichen 
Debatte um die Stabilität der Einkommensungleichheit 
nur wenig Raum einnehmen. Auch die Einkommen der 
Doppel-, Zu- und Alleinverdiener sind in der Mitte um 
5  bis 6 % angestiegen. Anders als im Falle der Rentner-
haushalte sinken jedoch die Anteile der Zu- und Allein-
verdienerhaushalte um 0,8 und vier Prozentpunkte, wäh-
rend der Anteil der Doppelverdienerhaushalte stagniert. 
Die Einkommenssteigerungen bewirken, dass die Anteile 
dieser Gruppen in der unteren Hälfte der Einkommens-
verteilung abnehmen. Dies sind also ebenfalls Gruppen, 
die zu den Gewinnern gezählt werden können ; aufgrund 
ihrer schrumpfenden relativen Häufigkeit und ihrer Ein-
kommenssteigerungen nimmt ihre Relevanz für den unte-
ren Einkommensbereich jedoch ab.

Haushalte, die nur marginal in den Arbeitsmarkt inte-
griert sind, zeigen Tendenzen einer inneren Polarisierung. 
Hier handelt es sich um Haushalte, die entweder zwischen 
Arbeitsmarktintegration und Erwerbslosigkeit pendeln  3, 

3 Das sind vor allem Haushalte mit sogenannter „chronischer 
Arbeitslosigkeit“, die jedoch nicht langzeitarbeitslos sind 
(vgl. Konle-seidl et al. 2018). Der relative Anteil von Perso-
nen in chronischer Arbeitslosigkeit ist seit 2006 rückläufig.

ABBILDUNG 1

Veränderung der Haushaltseinkommen zwischen 2005 und 2014

Quelle : sOeP v33, eigene Berechnungen. N = 24 514
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während des gesamten Jahres nur einer sehr geringfügi-
gen Beschäftigung nachgehen oder im Beobachtungsjahr 
vom Status eines Erwerbstätigen- in jenen eines Rentner-
haushalts wechseln. Dies ist also insgesamt eine sehr he-
terogene Gruppe, die nicht mit Haushalten gleichgesetzt 
werden sollte, deren Mitglieder langfristig eine gering-
fügige Beschäftigung ausüben. In der Mitte steigen ihre 
Einkommen mit 8,9 % stärker als die der zuvor genannten 
Gewinner von Doppel-, Zu- und Alleinverdienern. Auch 
hier zeigt sich ferner ein Rückgang beim Anteil an allen 
Haushalten um 0,5 Prozentpunkte. In der unteren Hälfte 
der Verteilung sinkt ihr Anteil um einen Prozentpunkt, 
im unteren Zehntel sogar um 4,8 Prozentpunkte. Dies ist 
der Fall, obwohl die Einkommen bei P10 um 4,1 % gesun-
ken sind. Hier beobachten wir also Einkommensverluste, 
während die Einkommen weiter oben in der Verteilung 
gestiegen sind.

Anders stellt sich die Situation für voll- und teilzeitbe-
schäftigte Single-Haushalte dar. Trotz ihrer Arbeitsmarkt-
integration stellen sie Verlierergruppen dar : Aufgrund 
ihrer sinkenden Einkommen übersetzt sich ihr Wachstum 
in der Gesamtbevölkerung besonders stark in den unteren 
Bereich der Einkommensverteilung und ist insbesondere 
bei Singles in Teilzeit überproportional stark im unteren 
Einkommensbereich ausgeprägt : In den unteren 10 % der 
Einkommensverteilung wächst ihr Anteil um 2,8 Prozent-
punkte, während ihr Anstieg über die gesamte Verteilung 
hinweg nur bei 1,9 Punkten liegt.

Des Weiteren verlieren auch nichterwerbstätige (aber 
nicht zu den Rentnern gehörende) Haushalte deutlich. Bei 
den Beziehern niedriger Einkommen in dieser Gruppe, 
die im Zeitverlauf zusätzliche Einkommensverluste hin-
nehmen mussten, handelt es sich überwiegend um Bezie-

her von Arbeitslosengeld (ALG) II. Am 10. Perzentil beob-
achten wir hier mit 8,5 % die größten Einkommensverluste 
unter allen Gruppen. Der Rückgang der Jahreseinkom-
men ist nicht zwingend auf verringerte öffentliche Trans-
fers zurückzuführen, sondern könnte auch einem Selek-
tionseffekt geschuldet sein : Die Einkommensschwächsten 
dieser Gruppe sind Langzeitarbeitslose, die keinen Fuß 
mehr in den Arbeitsmarkt bekommen. Arbeitsmarktex-
perten kritisieren schon seit langem fehlende Investitio-
nen in diese Gruppe (Spermann 2015). Unsere Daten zei-
gen, dass an den Einkommensschwächsten dieser Gruppe 
der wirtschaftliche Aufschwung komplett vorbeigegangen 
ist. Am Median sind die Einkommen dieser Gruppe „nur“ 
um 1,8 % gesunken, was auch mit der heterogenen Zu-
sammensetzung der Gruppe zu erklären ist : Sie besteht 
zwar überwiegend aus Beziehern und Bezieherinnen von 
ALG I und ALG II, jedoch sind zu geringen Anteilen auch 
Haushalte von Studierenden, Personen in Altersteilzeit, 
Personen in Elternzeit (ohne erwerbstätigen Partner) und 
Rentiers vertreten. Daher sinken die Einkommen nur am 
unteren Rand besonders stark, während die Mitte nicht so 
stark betroffen ist. Der Anteil nichterwerbstätiger Haus-
halte an allen Haushalten stagnierte insgesamt zwischen 
2005 und 2014. Die Verschlechterung der Einkommen 
für den schwächsten Teil dieses Haushaltstyps resultiert 
jedoch in einem höheren Gewicht für die unteren 10 % 
der Einkommensverteilung, wo ihr Anteil um 2,2 Prozent-
punkte anstieg.

Insgesamt können wir feststellen, dass sich die Zu-
sammensetzung der unteren Hälfte der Einkommensver-
teilung zwischen 2005 und 2014 trotz einer summarischen 
Stabilität durchaus verändert hat. Bei Unterscheidung der 
Haushalte nach ihrem Erwerbstyp zeigen sich hinter der 

 TABELLE 1

Veränderung der Einkommen nach Haushaltstyp und der relativen Anteile  
verschiedener Haushaltstypen, 2005–2014
Angaben in Prozent (Differenzen in Prozentpunkten)

 Veränderung 
der einkommen

Anteile an allen Haushalten und ihre Veränderungen 
(insgesamt, in den unteren 10 %, in der unteren Hälfte der Haushalte)

Haushaltstyp Niedrig (P10) Mitte (P50) 2005 2014 Δ gesamt Δ untere 10 % Δ untere 50 %

Rentner  0,9  1,8 34,0 36,8  2,9  2,6  2,8

Doppelverdiener  7,8  5,1  8,1  8,2  0,1 −0,4 −0,5

zuverdiener  5,2  5,7 11,4 10,6 −0,8  0,2 −1,4

Alleinverdiener −1,4  5,9 10,7  6,7 −4,0 −1,4 −4,3

single, Vollzeit −2,6 −3,8 17,6 18,1  0,5 −1,4  1,5

single, teilzeit 10,2 −1,3  5,2  7,1  1,9  2,8  3,3

Marginal 
erwerbstätige Haushalte

−4,1  8,9  3,6  3,1 −0,5 −4,8 −1,0

Nichterwerbstätige −8,5 −1,8  8,4  8,4 −0,1  2,2 −0,3

Quelle : sOeP v33, eigene Berechnungen. N = 24 514

Mitteilungen
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Stabilität der Ungleichheit eindeutig Gewinner und Verlie-
rer. Demnach ist es keineswegs so, dass seit 2005 in Bezug 

auf die Verteilung der Einkommen nichts passiert wäre. 
Untere Teile der Einkommensverteilung werden immer 
stärker von den Verlierern der Einkommensdynamik be-
setzt : den nichterwerbstätigen Haushalten und den Sing-
les. Abgesehen von den Rentnerhaushalten ziehen sich die 
Gewinner aus der gesamten unteren Hälfte zurück. Dies 
ist ebenso bei nur marginal erwerbstätigen Haushalten der 
Fall, deren Einkommen sich polarisiert haben. Der über-
proportionale Anstieg der Single-Haushalte in Teilzeit im 
unteren Einkommensbereich könnte eine Verlängerung 
der Arbeitszeiten bei Haushalten widerspiegeln, die zuvor 
nur in sehr geringem Umfang teilzeitbeschäftigt waren.

Im folgenden Abschnitt wollen wir der noch offenen 
Frage nachgehen, ob diese Prozesse ihren Ursprung in den 
politischen Reformen im Zuge der Agenda 2010 haben.

5 Gibt es einen Strukturbruch 
nach 2005 ?

In der öffentlichen Debatte wird zuweilen der Eindruck 
erweckt, dass die Stabilität der Einkommensverteilung 
seit 2005 mit politischen Entscheidungen im Rahmen der 
Agenda 2010 und der Flexibilisierung des Arbeitsmarkts 
zusammenhängt. Die wissenschaftliche Debatte um die 
Wirksamkeit der Agenda 2010 bezieht sich dabei meist 
auf Übergänge aus der Arbeitslosigkeit oder auf Löhne. 
Klinger /  Rothe (2012) konstatieren einen Rückgang der 
Langzeitarbeitslosigkeit aufgrund der Reformen, aber 
nicht aufgrund konjunktureller Faktoren (vgl. auch Bur-
da /  Seele 2017). Allerdings zeigen Rothe /  Wälde (2017), 
dass die durch die Agenda 2010 bedingten Übergänge von 
Arbeitslosigkeit in Vollzeiterwerbstätigkeit nur ca. 9 % des 
Rückgangs der Arbeitslosigkeit erklären. Weitere 37 % ge-
hen auf Transitionen in atypische Beschäftigung zurück, 
13 % auf Teilnahme in arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men und 28 % auf den Übergang in den Ruhestand. Gian-
nelli et al. (2016) zeigen darüber hinaus, dass während der 
und nach den Hartz-Reformen das Lohnniveau gesunken 
und die Lohnungleichheit gestiegen ist. Laut Krebs (2018, 
S. 1) „war die Hartz-IV-Reform einer von mehreren Fak-
toren, die zu einem Rückgang der strukturellen Arbeits-
losigkeit in Deutschland geführt haben. Andererseits hat 
die Hartz-IV-Reform die Löhne gedrückt, die atypische 
Beschäftigung gefördert und die Unsicherheit auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt erhöht. Insgesamt hat Hartz IV 
die Lebensqualität vieler Menschen erheblich verschlech-
tert“. Die bisherige Forschungslage spricht also nicht un-
bedingt dafür, dass es seit 2005 durch politische Reformen 
zu einem Halt des Ungleichheitsanstiegs gekommen wäre. 
Allerdings liegen hierfür unseres Wissens keine expliziten 
Studien vor. Daher dehnen wir die oben geführte Dis-
kussion um die von Einkommensentwicklung und -ver-

ABBILDUNG 2

Entwicklung der relativen Anteile von ausgewählten Haushaltstypen 
und der Mediane der jährlichen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen, 
1992–2014

Quelle : sOeP v33, eigene Berechnungen ( LOWess-Glättung)
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teilung auf einen längeren Zeitraum aus, sodass mögliche 
Trendbrüche um das Jahr 2005 sichtbar werden. In Ab-
bildung 2 werden die Medianeinkommen und der relative 
Anteil von ausgewählten Haushaltstypen dargestellt, de-
ren Veränderungen wir oben diskutiert haben.  4 Es zeigt 
sich, dass fast alle Trends in Bezug auf die Erwerbsstruktur 
von Haushalten, die wir für den Zeitraum 2005–2014 dis-
kutiert haben, schon in den Jahren zuvor erkennbar sind.

Der obere Teil der Abbildung macht deutlich, dass 
alle Veränderungen hinsichtlich der relativen Anteile der 
einzelnen Haushaltstypen, die wir oben diskutiert haben, 
Ausläufer langfristiger Trends sind. Die „Verrentnerung“ 
und die „Versingelung“ der Bevölkerung schreiten seit der 
Wiedervereinigung voran, ebenso der Bedeutungsverlust 
des Alleinverdienermodells. Weder vor noch nach 2005 
kam es zu substanziellen Veränderungen des relativen An-
teils von nur marginal erwerbstätigen Haushalten. Der zu-
vor identifizierte leichte Rückgang der Zuverdiener-Haus-
halte ist außerdem erst seit 2011 zu beobachten. Der Still-
stand beim Anteil der nichterwerbstätigen Haushalte seit 
2005 folgte hingegen auf einen längerfristigen Rückgang.

Der untere Teil der Abbildung zeigt die positiven Ent-
wicklungen der Medianeinkommen bei den zuvor identi-
fizierten Gewinnern, also den Zu- und Alleinverdienern 
sowie Rentnern. In allen drei Fällen handelt es sich um 
längerfristige Trends, die mindestens seit 1994 beobacht-
bar sind. Lediglich die positive Entwicklung des Median-
einkommens der Alleinverdiener schwächt sich 2005 zu 
einer Seitwärtsbewegung ab, um hernach erneut stärker 
anzusteigen. Uns liegen jedoch keine wissenschaftlichen 
Befunde vor, die es rechtfertigen würden, diese Trendver-
änderungen als Folge der politischen Reformen zu inter-
pretieren.

In der Gruppe der Verlierer zeigt sich ein etwas hetero-
generes Bild : Singles in Teilzeit haben seit 1992 ein nahezu 
unverändertes Medianeinkommen. Für nichterwerbstä-
tige Haushalte sind sinkende Medianeinkommen bereits 
seit 1992 erkennbar. Insofern haben wir es hier ebenfalls 
mit längerfristigen und weitgehend kontinuierlichen 
Trends zu tun.

Für Singles in Vollzeit hingegen kam der Anstieg der 
Medianeinkommen etwa 2005 zum Halt. Da die Median-
einkommen dieser Gruppe im Vergleich zu anderen rela-
tiv hoch sind, könnte sich ein Abflachen ihres kontinuier-
lichen Anstiegs zwar ungleichheitsreduzierend auswirken, 
allerdings bietet uns die oben betrachtete Tabelle 1 keinen 
Anhaltspunkt dafür. Es wäre möglich, dass auf Basis der 
verstärkten Arbeitsmarktaktivierung Singles aus der Er-
werbslosigkeit wieder in den Arbeitsmarkt eintreten, aller-
dings beobachten wir innerhalb der Gruppe der Singles in 
Vollzeit Einkommensverluste am unteren Rand, was nicht 
für eine stabilisierende Wirkung auf die Einkommensun-
gleichheit spricht.

Für die nur marginal erwerbstätigen Haushalte zeigen 
sich in der Abbildung nur geringfügige Veränderungen 
seit 2005  5, während es zuvor zu einem starken Absinken 

der Medianeinkommen kam. Im Kontrast zu Singles in 
Vollzeit beobachten wir hier also, dass bei einer einkom-
mensschwächeren Gruppe ein starker Abwärtstrend zum 
Stillstand kommt. Da diese Gruppe – wie oben erwähnt – 
sehr heterogen ist und Haushalte mit unterschiedlichen 
Erwerbskonstellationen im Jahresverlauf umfasst, isolie-
ren wir in einem weiteren Untersuchungsschritt daraus 
eine Subgruppe, deren Situation sich durch die Agen-
da-2010-Reformen bezüglich sozialversicherungsfreier 
Beschäftigung signifikant verändert hat.

Insgesamt finden wir auf Grundlage unserer Daten 
kaum Hinweise auf eine Trendwende hinsichtlich der Ver-
änderung des relativen Anteils verschiedener Erwerbsty-
pen in der Gesellschaft oder ihrer mittleren Einkommen, 
die mit Reformen um das Jahr 2005 in Verbindung stehen 
könnte. Eine Ausnahme stellen Haushalte dar, die nur in 
geringem Umfang in den Arbeitsmarkt integriert waren. 
Um die Suche nach einem möglichen Strukturbruch infol-
ge der Agenda-2010-Reformen noch zu verfeinern, wenden 
wir uns derjenigen Subgruppe intensiver zu, die Hauptad-
ressat der Neuregelung geringfügiger Beschäftigung war 
(vgl. Eichhorst et al. 2010). Im Wesentlichen ging es dabei 
um eine Umdefinition von Geringfügigkeit : Nicht mehr 
ein Arbeitszeitmaximum (vormals 15 Wochenstunden), 
sondern ein Entgeltmaximum (nunmehr 400 € pro Mo-
nat) wurde zum Kriterium für Sozialversicherungsfreiheit, 
sodass Beschäftigte die Zahl ihrer Wochenarbeitsstunden 
– ggf. bei entsprechend geringeren Stundenlöhnen – aus-
dehnen und an den Umfang herkömmlicher Teilzeitarbeit 
annähern konnten. Vonseiten der Politik verband sich mit 
den 400-Euro-Jobs die Hoffnung auf eine Sprungbrett-
funktion in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Den Beschäftigten wurde geringfügige Beschäftigung mit 
der Formel „brutto gleich netto“ schmackhaft gemacht. 
Empirisch hat sich diese Sprungbrettfunktion nicht ein-
gestellt (Eichhorst et al. 2012). Davor hatte sogar der sonst 
eher marktliberale Sachverständigenrat (2005) gewarnt 
und die „Minijob-Sackgasse“ gegeißelt.

Die Abbildung 3 gibt die jährlichen Medianeinkom-
men und den relativen Anteil von Haushalten wieder, die 
im Beobachtungsjahr erwerbstätig waren, aber keine So-
zialbeiträge zahlten. Es handelt sich also um Haushalte, 
die ihr Arbeitseinkommen innerhalb eines Kalenderjahres 
ausschließlich aus sozialversicherungsfreier Erwerbsarbeit 
bezogen.  6 Die Reform der geringfügigen Beschäftigung 

4 zugunsten der Übersichtlichkeit sind die Haushalte der 
Doppelverdiener nicht abgebildet. Grafiken für alle in tabel-
le 1 aufgelisteten Haushaltstypen sind auf Anfrage bei den 
Autoren erhältlich.

5 Dieses von tabelle 1 abweichende ergebnis ist teilweise 
auch Resultat der LOWess-Glättung, ohne die der letzte 
Datenpunkt stärker nach oben abweichen würde.

6 theoretisch können in diese Gruppe auch Haushalte fallen, 
in denen ein Auszubildender mit extrem niedriger Ausbil-
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fällt in das Jahr 2003, daher teilen wir die Jahresachse zu 
diesem Zeitpunkt.

Die Abbildung verdeutlicht, dass der Trend zu mehr 
Haushalten in sozialversicherungsfreier Beschäftigung 
schon ab der Wiedervereinigung erkennbar ist. Nach der 
Reform flacht der Trend sogar deutlich ab und scheint 
seit 2010 leicht rückläufig zu sein. Insgesamt schätzen wir 
einen Anstieg von Haushalten dieses Typs von 2 % im Jahr 
1992 auf ca. 5,6 % im Jahr 2014. Diese Haushalte sind daher 
keine Ausnahme in Deutschland, sondern ein mittlerweile 
nicht zu vernachlässigender Teil der deutschen Erwerbs-
struktur.

Seit 2003 zeigt sich außerdem ein deutlicher Rück-
gang der Medianeinkommen dieses Haushaltstyps von 
ca. 11 000 € (2002) auf ca. 10 000 € (2014), was bei einem 
Single-Haushalt einem Rückgang des pro Monat zur Ver-
fügung stehenden Einkommens von 917 € auf 833 € ent-
spricht. Es handelt sich hier um eine klare ökonomische 
Verschlechterung eines ohnehin schon schlecht gestellten 
Haushalts in Erwerbsarmut. Dies erscheint umso proble-
matischer, als in diesen Haushalten trotz Erwerbsarbeit 
nur minimale Rentenanwartschaften aufgebaut werden.

Wir können anhand dieser Befunde keine Grundlage 
erkennen, die Reformen der Agenda 2010 als Stabilisator 
der Einkommensverteilung anzusehen. Fast alle Trends in 
Bezug auf die Erwerbsstruktur von Haushalten scheinen 
Ausläufer längerfristiger Entwicklungen zu sein. Auch bei 
vertiefender Betrachtung der Subgruppe von Haushalten 
mit nur geringfügiger Beschäftigung zeigt sich keines-
falls eine stabilisierende Wirkung, sondern eher noch eine 

Verschlechterung der Lage dieses ohnehin schwach auf-
gestellten Haushaltstyps. Den Mythos, den das Jahr 2005 
in so manchen Kolumnen über soziale Ungleichheit in 
Deutschland umweht, können wir auf Basis unserer Daten 
nicht teilen.

6 Steuern, Sozialabgaben  
und die Ungleichheit 
der Einkommen seit 2005

In der öffentlichen Diskussion um das Ausmaß und den 
Anstieg von Ungleichheit wird wiederholt vorgebracht, 
dass in Deutschland zwar in Bezug auf die Verteilung der 
Bruttoeinkommen hohe Ungleichheit herrsche, das deut-
sche Abgabensystem jedoch die Ungleichheit deutlich re-
duziere. Zu prüfen ist jedoch, ob es tatsächlich politische 
Eingriffe in das Abgabensystem waren, die den weiteren 
Anstieg der Ungleichheit gestoppt haben. Im Folgenden 
widmen wir uns deshalb Veränderungen im Einkommen-
steuer- und Sozialversicherungssystem, um zu untersu-
chen, ob diese einen Einfluss auf die Entwicklung hatten.

Seit 2005 gab es eine Reihe von Veränderungen im 
deutschen Abgabensystem, die potenziell verteilungswirk-
sam sein könnten :
(1) Die Große Koalition führte im Jahr 2007 die sogenann-
te „Reichensteuer“ ein, einen 3 %-Aufschlag auf die Ein-
kommensteuer für Einkommen, die gut 254 000 € (Ledige) 
bzw. knapp 509 000 € (Zusammenveranlagte) übersteigen ; 
Gewinneinkünfte sind davon allerdings ausgenommen.
(2) Die Kapitalertragsteuer wurde 2009 als Abgeltung-
steuer reformiert und beträgt nur noch 25 % auf alle Kapi-
talerträge ; sie wird von den Banken direkt abgeführt. Vor 
2009 waren Steuersätze von bis zu 35 % je nach Kapital-
ertragstyp möglich.
(3) Der Eingangssteuersatz wurde 2008 um einen Pro-
zentpunkt von 15 % auf 14 % gesenkt.
(4) Der (steuerfreie) Grundfreibetrag wurde von 7664 € 
im Jahr 2005 auf 8354 € im Jahr 2014 angehoben.
(5) Mit dem Alterseinkünftegesetz wurde die Besteuerung 
für Neurentnerinnen und -rentner ab 2005 verändert. Zu 
Beginn waren 50 % der Renten zu versteuern, 50 % galten 
als Rentenfreibetrag. Seitdem sinkt der Rentenfreibetrag 
um zwei Prozentpunkte (ab 2021 um einen Prozentpunkt) 
jährlich, sodass Neurentner am Ende unseres Untersu-

ABBILDUNG 3

Entwicklung der Haushalte mit ausschließlich 
und ganzjährig sozialversicherungsfrei Beschäftigten, 1992–2014

Quelle : sOeP v33, eigene Berechnungen ( LOWess-Glättung)
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dungsvergütung der einzige Verdiener ist (bei Vergütungen, 
die aktuell 325 € unterschreiten, hat der Arbeitgeber die so-
zialabgabenlast allein zu tragen). Da jedoch Haushalte, bei 
denen dies zutrifft, und derart niedrige Vergütungen extrem 
selten sind, können sie praktisch vernachlässigt werden.
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chungszeitraums, 2014, 68 % ihrer Renten versteuern müs-
sen und erst diejenigen, die ab 2040 in Rente gehen, ihre 
Renten komplett versteuern müssen. Der steuerpflichtige 
Teil der Renten unterliegt allerdings noch dem Grundfrei-
betrag ; unterschreitet er diesen (und liegen keine anderen 
Einkünfte vor), fällt keine Einkommensteuer an.
(6) Nicht nur die Einkommensteuer, sondern auch die 
Sozialabgaben haben sich zwischen 2005 und 2014 ver-
ändert. Der summarische Beitragssatz für die Sozialversi-
cherungen wurde von 41,9 % auf 39,95 % reduziert, wobei 
die Absenkung der Beiträge für die Arbeitslosenversiche-
rung von 6,5 % auf 3 % die ausschlaggebende Rolle spielte. 
Hinzu kam die Umdefinition sozialversicherungsfreier 
Beschäftigung ohne Arbeitszeitmaximum und seit 2009 
die allgemeine Versicherungspflicht in der Kranken- und 
Pflegeversicherung, die somit auch Selbständige umfasst.

Es scheint verwunderlich, dass trotz dieser Änderungen 
die Ungleichverteilung der Einkommen konstant geblie-
ben ist. Allerdings lohnt auch hier ein genauerer Blick. Die 
Reichensteuer kann mehr oder weniger in den Bereich 
der Symbolpolitik eingeordnet werden. Laut dem Statis-
tischen Bundesamt (2017) zahlten im Jahr 2013 nur ca. 
72 000 Steuerpflichtige die Reichensteuer. Unter Umstän-
den hatte sie eine komprimierende Wirkung am oberen 
Ende der Verteilung, in den SOEP-Daten finden wir dar-
auf jedoch keinen Hinweis. Bach /  Buslei (2017) verdeutli-
chen, dass eine Abschaffung der Abgeltungsteuer und eine 
Wiedereinführung der bis 2009 geltenden Kapitalertrag-
steuer praktisch keine Wirkung auf die Verteilung der 
Einkommen hätte. Zur Wirkung des geringeren Eingangs-
steuersatzes sowie der Erhöhung des Grundfreibetrags auf 
die Verteilung der Einkommen liegen uns keine wissen-
schaftlichen Erkenntnisse vor (vgl. zu einer Diskussion 
der Veränderungen des gesamten Steuertarifs Beznoska 
et al. 2016). Vermutlich wurden diese kleinen Veränderun-
gen vollständig von der Inflation neutralisiert.

Offen bleiben an dieser Stelle mögliche Wirkungen der 
verstärkten Besteuerung von Renten durch das Altersein-

künftegesetz und die Reform für sozialversicherungsfreie 
Beschäftigung. Beide sollen hier genauer untersucht wer-
den, indem wir die Einkommensteuerbelastung speziell 
von Rentnerhaushalten und die Sozialabgabenbelastung 
von erwerbstätigen Haushalten betrachten.

Um zunächst die Wirkungen der veränderten Einkom-
mensbesteuerung zu ermitteln, analysieren wir in Tabelle 2 
die relativen Anteile von Haushalten und zusätzlich von 
Rentnerhaushalten nach Kategorien der Einkommen-
steuerbelastung für die gesamte Verteilung und, da unser 
Interesse insbesondere einkommensschwachen Haushal-
ten gilt, für die untere Hälfte. Insgesamt beobachten wir 
eine Zunahme der Haushalte, die mittlere Steuerbelastun-
gen aufweisen, während sowohl die Zahl der Haushalte 
mit 0 % als auch jene mit mehr als 15 % Steuerbelastung 
abnehmen. In der Gruppe der Rentnerhaushalte sinkt 
der Anteil der Nichtzahler sogar um 14,8 Prozentpunkte, 
wobei auch im Jahr 2014 noch zwei Drittel aller Rentner-
haushalte keine Einkommensteuer zahlen. Dafür sind alle 
anderen Kategorien in ihrem relativen Anteil gestiegen. In 
der unteren Hälfte der Verteilung finden wir ebenso einen 
Rückgang bei den Haushalten, die keine Einkommen-
steuer zahlen, verbunden mit einem Anstieg bei jenen, 
die in geringem Umfang Einkommensteuern entrichten. 
Obwohl dies ebenso für Rentnerhaushalte gilt, zahlen 2014 
nur 8,5 % aller Rentnerhaushalte in der unteren Hälfte der 
Verteilung Einkommensteuern.

Die Ergebnisse sprechen daher aus unserer Sicht für 
eine Wirkung des Alterseinkünftegesetzes. Rentnerhaus-
halte tragen insgesamt in höherem Maße zum Steuer-
aufkommen in Deutschland bei als im Jahr 2005.  7 In der 
unteren Hälfte greift dies jedoch nur in geringem Maße, 
was an den noch immer hohen Freibeträgen für Renten 

 TABELLE 2

Einkommensteuerbelastung aller Haushalte und der Rentnerhaushalte, 2005 und 2014
Relative Anteile in Prozent (Differenzen in Prozentpunkten)

Gesamte Verteilung Untere Hälfte

einkommenssteuerbelastung 
in Prozent des Haushalts- 
Bruttoeinkommens

Alle Haushalte Nur Rentnerhaushalte Alle Haushalte Nur Rentnerhaushalte

2005 2014 Δ 2005 2014 Δ 2005 2014 Δ 2005 2014 Δ

0 % 42,0 36,6 −5,3 80,8 66,0 −14,8 67,2 63,8 −3,4 98,0 91,5 −6,5

Bis zu 5 % 11,1 14,1  3,1 12,2 21,1   8,9 11,4 14,2  2,8  1,7  7,7  6,0

5 % –15 % 25,9 29,0  3,1  5,0  9,2   4,2 20,8 21,7  0,9  0,3  0,8  0,5

Höher als 15 % 21,1 20,2 −0,9  2,1  3,7   1,6  0,6  0,4 −0,2  0,0  0,0  0,0

spaltensummen können durch Rundungsfehler von 100,0 abweichen.

Quelle : sOeP v33, eigene Berechnungen. N = 24 514

Mitteilungen

7 Die höhere einkommensteuerlast für Rentnerhaushalte 
könnte aber auch auf gestiegenen Kapitalerträgen basieren. 
Das können wir nicht ausschließen, allerdings liegen uns 
auch keine erkenntnisse dieser Art vor.
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liegen dürfte. Denkbar ist hier allerdings, dass speziell die 
Rentnerhaushalte nahe am Median verstärkt Einkommen-
steuern zahlen und ein stärkeres Wachstum des Median 
verringert wurde, sodass es so zu einer Reduktion der Un-
gleichheit innerhalb der unteren Hälfte der Einkommens-
verteilung kommt. Dieser Effekt setzt sich vermutlich ver-
stärkt in der oberen Hälfte der Verteilung fort, weil vor 
allem Rentner und Rentnerinnen mit überdurchschnitt-
lichen Einkommen stärker nach unten zur Mitte gezogen 
werden.

Auch die Zusammensetzung der Haushalte nach ihrer 
Sozialabgabenbelastung verändert sich im Beobachtungs-
zeitraum – aber in deutlich geringerem Ausmaß als in 
steuerlicher Hinsicht. In Tabelle 3 sind die relativen An-
teile von Haushalten und zusätzlich von erwerbstätigen 
Haushalten nach der Sozialabgabenlast für die gesamte 
Verteilung und für die untere Hälfte dargestellt.  8 Der An-
teil von Haushalten mit der höchsten Sozialabgabenlast 
von mehr als 20 % geht generell zurück, und zwar um 
2,6 Prozentpunkte (alle Haushalte) bzw. 4,5 Prozentpunk-
te (erwerbstätige Haushalte). Dafür steigt in beiden Fällen 
der Anteil von Haushalten mit einer Belastung zwischen 
10 % und 20 %. Dies könnte auf die geringeren Beitrags-
sätze zurückgehen. Tabelle 3 zeigt außerdem den schon in 
Abbildung 3 ersichtlichen Rückgang des Anteils von Haus-
halten, die nicht in die Sozialversicherungen einzahlen, an 
allen erwerbstätigen Haushalten von 7,1 % auf 5,8 %. Ein 
milder Rückgang findet sich auch in der unteren Hälfte 
der Verteilung : Dort zahlen 2014 immer noch 14 % der er-
werbstätigen Haushalte keine Sozialbeiträge (gegenüber 
14,5 % im Jahr 2005). Der Aufbau sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung durch die Konjunkturbelebung 
drückt sich auch in diesen Zahlen aus. Sie zeigen aber auch 
einmal mehr die Bedeutung dieser besonderen Form von 
Haushalten in der unteren Hälfte.

Generell erweist sich die Bedeutung der Veränderun-
gen des Abgabensystems seit 2005 für die Einkommens-
verteilung als komplex. Eine Reduktion der Sozialabga-
benlast hilft hohen wie niedrigen Einkommen. Sie hilft 

aber vor allem Haushalten mit hoher Arbeitsmarktin-
tegration, die überproportional in der oberen Hälfte der 
Verteilung zu finden sind. Höhere Grundfreibeträge und 
die Absenkung des Eingangssteuersatzes helfen einkom-
mensstarken ebenso wie -schwachen Haushalten, da beide 
Faktoren für alle Haushalte gelten. Allein das Altersein-
künftegesetz könnte Konsequenzen für die Verteilung der 
Einkommen gehabt haben. Dies müssen wir jedoch in 
einem nächsten Schritt statistisch genauer prüfen.

7 Konstanz der Einkommens-
ungleichheit seit 2005 – ein Resultat 
sich überlagernder Veränderungen ?

In den abschließenden multivariaten Analysen untersu-
chen wir, welche Haushaltsmerkmale auf welche Weise 
an welcher Stelle der Einkommensverteilung Verände-
rungen bewirkt haben.  9 Mithilfe unbedingter Quantilre-
gressionen schätzen wir den Einfluss der verschiedenen 
Haushaltstypen auf die Perzentile der unteren Hälfte der 
Einkommensverteilung. So lässt sich zum Beispiel sagen, 
ob Rentnerhaushalte die Veränderung des 10. Perzentils 
zwischen 2005 und 2014 positiv oder negativ beeinflusst 

 TABELLE 3

Sozialabgabenbelastung aller Haushalte und der erwerbstätigen Haushalte, 2005 und 2014
Relative Anteile in Prozent (Differenzen in Prozentpunkten)

Gesamte Verteilung Untere Hälfte

sozialabgabenbelastung 
in Prozent des Haushalts- 
Bruttoeinkommens

Alle Haushalte Nur erwerbstätige Haushalte Alle Haushalte Nur erwerbstätige Haushalte

2005 2014 Δ 2005 2014 Δ 2005 2014 Δ 2005 2014 Δ

0 % 40,8 40,6 –0,3  7,1  5,8 –1,2 55,0 55,1  0,1 14,5 14,0 –0,6

Bis zu 10 % 10,2 10,5  0,3 11,6 11,3 –0,3  7,7  8,4  0,7  8,3  9,8  1,5

10 % –20 % 35,9 38,5  2,6 58,9 65,0  6,1 27,1 27,2  0,1 55,2 56,5  1,3

Höher als 20 % 13,0 10,4 –2,6 22,4 17,9 –4,5 10,1  9,2 –0,9 22,0 19,7 –2,3

spaltensummen können durch Rundungsfehler von 100,0 abweichen.

Quelle : sOeP v33, eigene Berechnungen. N = 24 514

Mitteilungen

8 Wir schließen aus dieser Betrachtung Rentnerhaushalte, 
deren Renten mindestens 50 % des Haushaltsbruttoeinkom-
mens ausmachen, und nichterwerbstätige Haushalte aus.

9 In unseren Analysen kontrollieren wir neben der Arbeits-
marktintegration weitere Haushaltsmerkmale, darunter 
die Merkmale : Bildungszusammensetzung des Haushalts ; 
junge Haushalte, in denen der Haushaltsvorstand jünger als 
30 Jahre ist ; Haushalte mit weiblichem Haushaltsvorstand ; 
Haushalte mit Migrationshintergrund ; ostdeutsche Haushal-
te ; Haushalte, in denen Beamte bzw. selbstständige leben.
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haben. Dieser Einfluss kann jedoch auf zwei unterschiedli-
chen Prozessen beruhen : Einerseits könnte sich der Anteil 
von Rentnerhaushalten an allen Haushalten erhöhen, so-
dass ihr Einfluss in bestimmten Bereichen der Verteilung 
steigt. Andererseits könnte sich die Einkommenssituation 
von Rentnerhaushalten – etwa durch Rentensteigerun-
gen – verbessert haben, wodurch sie die Einkommen im 
unteren Bereich der Verteilung erhöhen. Um diese beiden 
Prozesse unterscheiden zu können, zerlegen wir den „Ein-
fluss“ der Haushaltstypen mit einer Oaxaca-Blinder-De-
komposition in einen Kompositionseffekt, der sich auf 
Veränderungen ihres Anteils an allen Haushalten bezieht, 
und einen Einkommensstruktureffekt, der Veränderun-
gen der haushaltsspezifischen Einkommen in Relation zu 
einem Vergleichshaushalt wiedergibt.

Unsere Ergebnisse zeigen, dass es in der gesamten unte-
ren Hälfte der Einkommensverteilung tatsächlich kaum zu 
Veränderungen kam.  10 Weder eine unterschiedlich hohe 
Arbeitsmarktintegration von Haushalten noch deren Bil-
dungszusammensetzung hat die untere Hälfte der Ein-
kommensverteilung seit 2005 nachhaltig beeinflusst. Wie 
Biewen /  Juhasz (2012) sowie Haupt /  Nollmann (2014) zei-
gen konnten, ist seit der Wiedervereinigung die Einkom-
mensungleichheit vor allem wegen steigender Lohnun-
gleichheit und anderer arbeitsmarktbezogener Einflüsse 
gestiegen. Selbst wenn die (auf Basis von Stundenlöhnen 
berechnete) Lohnungleichheit auch nach 2005 zunächst 
noch während einiger Jahre weiter gewachsen ist, drückt 

sich dies nicht weiter in einer steigenden Ungleichheit der 
Arbeitseinkommen über das gesamte Jahr aus : Seit 2005 
ist die Ungleichheit der Jahresarbeitseinkommen stabil ge-
blieben. Somit scheint ein wesentlicher Treibstoff für das 
Anwachsen der Einkommensungleichheit von Haushalten 
ausgegangen zu sein (Biewen et al. 2017).

Eine Stagnation der Ungleichheit der Haushaltsein-
kommen durch eine Stagnation der Ungleichheit der Jah-
resarbeitseinkommen betrifft jedoch nur Haushalte mit 
hinreichend hoher Arbeitsmarktintegration. Dies spiegelt 
sich auch darin wider, dass die einzigen bedeutsamen Ein-
flüsse von zwei Haushaltstypen ausgehen, die von Trends 
in der Lohnentwicklung nur sehr bedingt betroffen sind : 
von Rentnerhaushalten und Haushalten, die aufgrund ge-
ringfügiger Beschäftigung keine Sozialabgaben zahlen. In 
Abbildung 4 stellen wir die Ergebnisse der Dekomposition 
für diese beiden Haushaltstypen grafisch dar. Zu sehen 
sind der Einkommensstruktur- und der Kompositionsef-
fekt entlang der Verteilung der Haushaltsnettoäquivalenz-
einkommen für jeden der Haushaltstypen.

Relative Einkommensverbesserungen von einkom-
mensschwachen Rentnerhaushalten hatten eine erhebliche 
positive Wirkung auf den unteren Rand der Einkommens-
verteilung. Sie haben das 5. Perzentil um circa 8 % und das 

10 Die vollständigen ergebnisse der Dekompositionen sind auf 
Nachfrage bei der Autorin /  beim Autor erhältlich.

ABBILDUNG 4

Ergebnisse der Oaxaca-Blinder-Dekompositionen für die Differenzen der Perzentilwerte zwischen 2005 und 2014

Quelle : eigene Berechnungen. N = 24 514
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Aufsätze 

8. Perzentil um circa 13 % erhöht. Dieser positive Einfluss 
wird im Verlauf der Verteilung immer geringer und ist ab 
dem 30. Perzentil nicht mehr von null unterscheidbar. Das 
Wachstum des relativen Anteils von Rentnerhaushalten 
drückt sich in einem positiven Kompositionseffekt aus, 
der allerdings deutlich schwächer ist. Er beträgt am 5. Per-
zentil circa 3 % und verringert sich zum Median hin, bleibt 
jedoch statistisch signifikant.

Rentnerhaushalte allein hätten also die Einkommens-
verteilung im unteren Bereich gestaucht. Diese Stauchung 
wird zum größten Teil allerdings durch negative Einkom-
mensstruktureffekte von Haushalten überlagert, die keine 
Sozialabgaben zahlen. Dieser negative Einfluss wird durch 
die relativen Einkommensverschlechterungen von Er-
werbstätigen in Mini-Jobs getrieben. Diese in den Arbeits-
markt integrierten Haushalte sind am ehesten vom wirt-
schaftlichen Aufschwung abgekoppelt, da ihr Einkommen 
nach oben gedeckelt ist und die Deckelung nur sehr unre-
gelmäßig angepasst wird. Auch wenn Lohn- und Renten-
niveau steigen und die Ungleichheit der Jahresarbeitsein-
kommen konstant bleibt, können diese Haushalte also zu 
relativen Einkommensverlierern werden. Wir nehmen an, 
dass dieser relative Verlust den in Abbildung 4b sichtbaren 
Einkommensstruktureffekt bedingt. Haushalte, die keine 
Sozialabgaben zahlen, haben das 5. Perzentil um 12 % ge-
senkt, das 8. Perzentil um fast 14 %.

Neben diesen beiden gegenläufigen Einflüssen zeigen 
unsere Daten außerdem (hier nicht abgebildet), dass Ver-
änderungen der Einkommen von Haushalten, die kei-
ne Einkommensteuer zahlen, einen negativen Effekt am 
Median haben ; im unteren Bereich der Verteilung findet 
sich ein solcher Effekt hingegen nicht. Wir interpretieren 
dies als eine erste Auswirkung des Alterseinkünftegeset-
zes. Wir nehmen an, dass es sich hierbei um einen Selek-
tionseffekt handelt : Neue, einkommensstärkere Rentner-
haushalte werden einkommensteuerpflichtig und fallen 
daher aus dieser Kategorie. Die verbleibenden Haushalte 
in der Kategorie derjenigen, die keine Einkommenssteuer 
zahlen, weisen im Schnitt nun geringere Einkommen auf. 
Dadurch senken sie den Median und verringern die Ein-
kommensungleichheit zumindest in der unteren Hälfte. 
Dieser Einfluss bedarf jedoch einer vertiefenden statisti-
schen Analyse.

Wir können daher alles in allem konstatieren, dass die 
Einkommensungleichheit seit 2005 zum größten Teil sta-
bil war, weil die Ungleichheit der Jahresarbeitseinkommen 
als ihr stärkster Motor sie nicht mehr antreibt und sich an-
dere potenzielle Faktoren als nicht besonders einflussreich 
erweisen. Trotz einer zunehmenden „Versingelung“, mehr 
Teilzeitarbeit und einigen Änderungen im Abgabensystem 
(vor allem für Rentner /  innen) lassen es die uns zur Verfü-
gung stehenden Daten nicht zu, diese Faktoren als Treiber 
höherer Ungleichheit zu identifizieren, die anderweitig 
ausgeglichen worden wären. Die einzige große Überlage-
rung eines positiven und eines negativen Einflusses findet 
sich bei den einkommensschwachen Rentnern einerseits, 

die deutliche Einkommensverbesserungen aufweisen, und 
den nicht-sozialversicherungspflichtigen Haushalten an-
dererseits, die relative Einkommensverschlechterungen 
erleiden.

8 Fazit

Unsere Analyse der unteren Hälfte der Einkommensver-
teilung bestätigt die in der öffentlichen und wissenschaft-
lichen Diskussion konstatierte Stabilität der Ungleichheit 
seit 2005. Sie bestätigt aber auch den von Fratzscher (2016) 
kritisierten Umstand, dass die gute ökonomische Entwick-
lung nicht dafür genutzt wurde, die in den Jahren zuvor 
stark gewachsene Ungleichheit wieder zu reduzieren. Viel-
mehr fand eine „Verwaltung“ der bestehenden hohen Un-
gleichheit statt. Ferner konnten wir zeigen, dass es keinen 
fahrstuhlähnlichen Effekt gab, der den Wohlstand der ge-
samten Bevölkerung nach oben getragen hätte ; vielmehr 
stagnieren die Einkommen der Haushalte in der gesamten 
unteren Hälfte der Verteilung (vgl. Abbildung 1). Hinter 
dieser Stagnation verbergen sich allerdings sehr unter-
schiedliche Einkommensgewinne und -verluste bei einzel-
nen Gruppen der Bevölkerung.

Unsere multivariaten Analysen belegen, dass die Ren-
tenerhöhungen eine Verschärfung der Ungleichheit über-
deckt haben, die durch Einkommensverluste aufseiten der 
arbeitslosen und nur marginal beschäftigten Haushalte am 
unteren Rand hervorgerufen wird. Das verdeutlicht, wie 
problematisch es ist, die Diskussion um Einkommens-
ungleichheit auf die Verteilung von Arbeitseinkommen 
einzuengen. Rentner und Rentnerinnen machen einen 
großen und stetig wachsenden Anteil an allen Haushalten 
aus. Erhöhungen von Renten sind meist politisch um-
kämpft und ihr Anstieg orientiert sich am Durchschnitts-
lohn. Da sich der Durchschnittslohn deutlich positiver 
entwickelt hat als die Löhne im Niedriglohnbereich, er-
fahren Rentnerhaushalte im Niedrigeinkommensbereich 
durch die Orientierung am Wachstum des Durchschnitts-
lohns höhere Einkommenssteigerungen als Erwerbstäti-
ge mit sehr niedrigen Arbeitseinkommen. Aufgrund der 
vorliegenden Daten haben wir bisher nur zaghafte erste 
Auswirkungen des Alterseinkünftegesetzes auf die Vertei-
lung der Einkommen gefunden. Dies könnte sich in den 
nächsten Jahren ändern, wenn immer mehr Neurentner 
mit immer geringeren Rentenfreibeträgen ihre Renten 
versteuern müssen. Dies könnte zu einer Reduktion der 
Einkommensungleichheit beitragen. Unsere Ergebnisse 
zeigen daher klar : In der aktuellen Diskussion um Ein-
kommensungleichheit wird der stabilisierende Effekt der 
Rentner unterschätzt und die „positive“ Wende von einer 
steigenden zu einer stabilen Ungleichheit zu sehr auf 
Veränderungen am Arbeitsmarkt zurückgeführt. Diese 
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Unterschätzung wird vermutlich in Zukunft deutlicher werden : Es ist mit 
einer deutlichen Zunahme der Altersarmut zu rechnen, sobald Genera-
tionen mit geringen Anwartschaften und ohne Zusatzversorgung in den 
Ruhestand übergehen.

Auch die Rolle sehr einkommensschwacher erwerbstätiger Haushal-
te ist enorm. Das Ziel von Mini-Jobs war, eine Sprungbrettfunktion für 
sozialversicherungspflichtige Arbeit zu schaffen. Bachmann et al. (2017) 
zeigen jedoch, dass diese Funktion selbst bei der guten konjunkturellen 
Lage der letzten Jahre und auch nach Einführung des gesetzlichen Min-
destlohns nicht erreicht ist. Unsere Ergebnisse deuten außerdem darauf 
hin, dass erwerbstätige Haushalte, die nicht in die Sozialkassen einzahlen, 
in hohem Maße von der Einkommensentwicklung abgekoppelt sind. Sie 
bauen außerdem nur minimale Rentenanwartschaften auf und vergrößern 
dadurch die Wahrscheinlichkeit, zukünftig in Altersarmut zu geraten.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die gegenwärtige Diskussion 
um Veränderungen der Einkommensungleichheit systematisch eine Di-
mension auslässt. So gut wie alle Analysen – auch unsere – beziehen sich 
auf die Verteilung von inflationsbereinigten Haushaltsnettoäquivalenz-
einkommen. Dabei wird der Verbraucherpreisindex für Deutschland ver-
wendet, dessen Berechnung durch das Statistische Bundesamt auf einem 
einzigen Warenkorb basiert, der die Kaufkraft von Haushalten abbilden 
soll. Im Grunde geht man dabei davon aus, dass alle Haushalte verschiede-
ne Arten von Gütern – z. B. Nahrungsmittel, Wohnen, Freizeit, Bekleidung 
oder Unterhaltung und Kultur – im gleichen Verhältnis zu ihren Einkom-
men konsumieren. Es ist jedoch bekannt, dass bestimmte Posten in ein-
kommensschwachen Haushalten ein besonderes Gewicht haben, insbe-
sondere Ausgaben für Miete und für Ernährung (Becker 2014 ; Christoph 
et al. 2014). Die Preise hierfür sind jedoch besonders stark gestiegen. Es 
ist daher zu bedenken, dass sich hinter der Stabilität der Einkommensver-
teilung seit 2005 eine schleichende Verschlechterung des Lebensstandards 
vor allem für einkommensschwache Haushalte verbergen könnte. ■
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